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Deregulierung und Entbürokratisierung – Fünftes 

Modernisierungsgesetz Bayern: Stellungnahme der Freien 

Wohlfahrtspflege Bayern und des Lebenshilfe-Landesverbands 

Bayern  

Sehr geehrte Frau Staatsrätin, 

im Namen der Freien Wohlfahrtspflege Bayern und dem Lebenshilfe Landesverband bedanke 

ich mich für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum Fünften Modernisierungsgesetz Bayern 

(5. ModG).  

Mit diesem Gesetz möchte die Staatsregierung an die Modernisierungsgesetze eins bis vier 

anknüpfen und weitere Maßnahmen zur Deregulierung und Entbürokratisierung im Landes-

recht umsetzen. Grundsätzlich begrüßen wir alle Initiativen und Bestrebungen der Staatsre-

gierung zur Entbürokratisierung von Vorschriften und Verfahren, wenn diese mehr Aufwand 

verursachen als Nutzen bringen oder sich als nicht zielführend erweisen. Zu den folgenden 

Punkten im 5. ModG möchten wir gerne Stellung beziehen: 

Zu § 2 Nr. 1 des 5. ModG: Änderung des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 

Die Freie Wohlfahrtspflege Bayern begrüßt grundsätzlich die Modernisierung von Verwal-

tungsverfahren durch vollständig automatisierte Einrichtungen und den Einsatz Künstlicher In-

telligenz, sofern die rechtlichen Vorgaben, insbesondere zu Datenschutz, Barrierefreiheit, 

Transparenz und Rechtsschutz, umfassend gewahrt bleiben. Automatisierte und digitalisierte 

Verfahren können einen wichtigen Beitrag zum Bürokratieabbau und zur Entlastung von Leis-

tungsberechtigten, Leistungserbringern und Verwaltungen leisten. 

Gleichzeitig betreffen Verwaltungsentscheidungen über Menschen mit psychischen Erkran-

kungen und Menschen mit Behinderungen häufig komplexe persönliche Lebenslagen. Gerade 

in den Bereichen Teilhabe, Unterstützung, Unterbringung, Beratung und Leistungsgewährung 

dürfen automatisierte Verfahren nicht zu einer schematischen Bewertung individueller Bedarfe 

führen. 
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Aus Sicht der Freien Wohlfahrtspflege Bayern muss daher sichergestellt werden, dass indivi-

duelle Bedarfe berücksichtigt, menschliche Prüf- und Korrekturmöglichkeiten vorgesehen und 

Menschen mit kognitiven, psychischen, sprachlichen oder kommunikativen Beeinträchtigun-

gen bei der Nutzung digitaler Verfahren ausreichend unterstützt werden. KI-gestützte Ent-

scheidungen müssen für Betroffene und ihre gesetzlichen Vertreterinnen und Vertreter trans-

parent und nachvollziehbar sein. Automatisierung und KI dürfen nicht zu Standardisierung zu-

lasten individueller Teilhabeansprüche führen.  

Zu § 2 Nr. 2 des 5. ModG: Änderung des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 

Die vorgesehene Möglichkeit, die Prüfung von Einwendungen Dritter auf konkret vorgetragene 

Tatsachen zu beschränken, kann zu einer Vereinfachung und Beschleunigung von Genehmi-

gungsverfahren führen. 

Dies ist vor dem Hintergrund des Ausbaus von Betreuungsplätzen positiv zu bewerten. Gleich-

zeitig ist kritisch zu berücksichtigen, dass eingeschränkte Beteiligungsmöglichkeiten die Ak-

zeptanz von Vorhaben vor Ort beeinträchtigen können. Es besteht die Gefahr, dass Konflikte 

nicht gelöst, sondern lediglich in spätere Phasen verlagert werden. 

Zu § 2 Nr. 4 des 5. ModG: Änderung des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 

Mit den vorgesehenen Änderungen im Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetz wird die 

Durchführung von Verwaltungsverfahren mittels vollständig automatisierter Einrichtungen zu-

gelassen. Die Regelungen sind grundsätzlich positiv zu bewerten, da sie zu einer Beschleuni-

gung von Verfahren, z.B. bei Betriebserlaubnissen, Förderverfahren oder Bauvorhaben bei-

tragen und sowohl Träger als auch Verwaltung entlasten können. Gleichzeitig bestehen Her-

ausforderungen in Bezug auf die Sicherstellung von Transparenz, Nachvollziehbarkeit und 

Rechtsschutz. Insbesondere bei automatisierten Entscheidungen ist sicherzustellen, dass Ent-

scheidungsprozesse hinreichend überprüfbar bleiben, effektive Rechtsbehelfe gewährleistet 

sind und unklare Fälle sowie Einzelfallbewertungen nach wie vor final durch Fachkräfte ent-

schieden werden. 

Zu § 2 Nr. 5 des 5. ModG: Änderung des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 

Mit der Einführung des Sicherungsbescheids wird eine frühzeitige Festlegung der maßgebli-

chen Sac-h und Rechtslage ermöglicht. 

Dies ist positiv zu bewerten, da hierdurch die Planungssicherheit für Träger erhöht wird. Ins-

besondere bei Bau- und Erweiterungsvorhaben im Bereich der Kindertagesbetreuung können 

so verlässlichere Rahmenbedingungen geschaffen werden. Kritische Aspekte sind in diesem 

Zusammenhang derzeit nicht ersichtlich. 

Zu §§ 5-10 des 5. ModG 

Weitere Maßnahmen betreffen unter anderem kommunale Bekanntmachungen in Krisensitu-

ationen sowie den Abbau formaler Nachweispflichten (§§ 5–10). 

Diese Regelungen tragen insgesamt zur Stabilisierung von Verwaltungsabläufen und zur Re-

duzierung bürokratischer Anforderungen bei. Gleichzeitig ist kritisch anzumerken, dass erwei-

terte Handlungsspielräume zu unterschiedlichen Vollzugspraxen zwischen den Kommunen 

führen können, was die Einheitlichkeit der Verwaltungsverfahren beeinträchtigen könnte. 
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Zu § 14 des 5. ModG: Änderung des Bayerischen Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetzes 

1. Die Freie Wohlfahrtspflege Bayern beteiligt sich mit großem Engagement an der Intermi-

nisteriellen Arbeitsgruppe (IMAG) PsychKHG, in der die gesetzlichen und untergesetzli-

chen Grundlagen des Handelns staatlicher, kommunaler sowie nichtstaatlicher Akteure im 

Bereich der Abwehr von Gefahren durch schwer psychisch erkrankte Menschen analysiert 

und auf ihre Wirksamkeit hin geprüft werden. Das Unterbringungswesen war und ist hierbei 

ein wesentlicher Gegenstand der Bearbeitung. Da die Arbeit der IMAG noch nicht abge-

schlossen ist, sind wir irritiert, dass mit § 14 im Entwurf des 5. ModG schon vorzeitig ein 

Artikel im PsychKHG geändert werden soll. 

2. Unsere Irritation wird inhaltlich verstärkt, da weder die Vertreterinnen und Vertreter des 

StMI und der Polizei noch der Kreisverwaltungsbehörden (KVB) und der Gesundheitsäm-

ter in der IMAG die Artikel 11 und 12 des PsychKHG als Problemfeld bzw. als effektives 

Handeln einschränkende Regelungen benannt haben. 

3. Auch aus der Vollzugspraxis lässt sich ein gesetzlicher Handlungsbedarf, wie er in der 

Begründung des Gesetzesentwurfs skizziert wird, nicht ableiten. Die Zahl der von der Po-

lizei durchgeführten sofort-vorläufigen Unterbringungen ist stabil weitaus höher als von den 

KVB durchgeführten. Wie wir aus unserer gemeindepsychiatrischen Praxis, insbesondere 

den Krisendiensten in Bayern wissen, geht die Polizei in eskalierenden Situationen selbst-

bewusst und - wenn weitere Fachkräfte vor Ort sind - auch zunehmend kooperativ vor, 

ohne erkennen zu lassen, dass ihr Handeln durch den Nachrang in Art. 12 PsychKHG 

eingeschränkt würde. Da es zudem in jedem Fall polizeilichen Handelns im Unterbrin-

gungswesen eine Information an die KVB gibt, ist auch nicht erkennbar, von welchen bü-

rokratischen Lasten die polizeiliche Sachbearbeitung durch die Aufhebung des Nachrangs 

entlastet werden sollte. 

4. Nach unserem Dafürhalten würde die faktische Aufhebung des Nachrangs polizeilichen 

Handelns bei der Unterbringung in die völlig falsche Richtung gehen. Anstatt die völlig 

richtige Systematik des polizeilichen Handelns als letztem notwendigen Mittel, wenn an-

dere, mildere Mittel nicht ausgereicht haben, zu konterkarieren, müsste eine Stärkung der 

KVB als ordnungsrechtliche und mit dem Hilfesystem vernetzte Behörde Ziel des Gesetz-

gebers sein. 

5. Die von § 14 des 5. ModG ausgehende Botschaft an die von einer psychischen Erkrankung 

betroffenen Menschen, in Krisensituationen verstärkt auf polizeiliches Handeln zu setzen, 

widerspricht der bislang im Rahmen der IMAG in der Staatsregierung wahrzunehmenden 

Haltung, sich eng am Prinzip der Ultima Ratio und am Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

zu orientieren. Es läuft auch dem Bemühen entgegen, den Personenkreis psychisch er-

krankter Menschen nicht zu stigmatisieren. 

Da wir den Begründungen zu § 14 des 5. ModG inhaltlich nicht folgen können und nicht er-

kennbar ist, wie hier ein Entbürokratisierungsmehrwert erzeugt werden soll, appellieren wir an 

die Staatskanzlei, § 14 ersatzlos zu streichen. Sollte es noch weitere, in der Begründung nicht 

aufgeführte Beweggründe für den § 14 geben, können diese in der IMAG mit allen relevanten 

Akteuren besprochen werden. 

Zu § 32 des 5. ModG: Änderung des Bayerischen Sozialberufe-Anerkennungsgesetzes 

Durch Änderungen im Bereich der Anerkennung von Berufsabschlüssen wird unter anderem 

ermöglicht, englischsprachige Zeugnisse ohne Übersetzung anzuerkennen. Diese Regelung 
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ist vor dem Hintergrund des Fachkräftemangels im frühpädagogischen Bereich positiv zu be-

werten, da sie den Zugang für internationale Fachkräfte erleichtert. Gleichzeitig kann sich im 

Einzelfall ein erhöhter Prüfaufwand ergeben, insbesondere wenn Qualifikationen schwer ver-

gleichbar sind oder eine einheitliche Anerkennungspraxis nicht gewährleistet ist. 

Für Rückfragen und vertiefende Gespräche stehen wir selbstverständlich gerne zur Verfü-

gung. 

Die Freie Wohlfahrtspflege Bayern ist im Bayerischen Lobbyregister unter der Nummer DE-

BYLT0378 registriert.  

Mit freundlichen Grüßen 

 
Wilfried Mück 

Geschäftsführer 
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